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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 

Bezug: Mein Schreiben vom 9. Juni 1964 — 6 — 68070 — 5601/64 


Die im Bezugsschreiben an erster und dritter Stelle genannten 
beiden Verordnungsvorschläge sind vom Rat der EWG am 
30. Juli 1964 bzw. am 26. Juni 1964 verabschiedet und im Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 130 bzw. 103 ver- 
öffentlicht worden. 

Uber den von der Kommission dem Rat der EWG am 28. Mai 
1964 übermittelten und Ihnen ebenfalls am 9. Juni 1964 zugelei- 
teten Vorschlag für 

eine Verordnung des Rats über die Regelung für Getreide- 
und Reisverarbeitungserzeugnisse 

hat der Rat bisher noch keinen Beschluß gefaßt. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Wann die Verordnung vom Rat der EWG verabschiedet werden 
wird, ist gegenwärtig noch nicht abzusehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 9. Juni 1964 

6 — 68070 — 5601/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der EWG für 

— eine Verordnung des Rats über die Kriterien für die 
Festsetzung der Pauschbeträge für bestimmte Milch- 
produkte *) 

— eine Verordnung des Rats über die Regelung für Ge- 
treide- und Reisverarbeitungserzeugnisse 

— eine Verordnung des Rats hinsichtlich der Erstattung 
bei der Erzeugung für Getreide- und Kartoffelstärke.*) 


Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 28. Mai 1964 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Der Rat wird sich voraussichtlich auf seiner Sitzung vom lO./ll. 
Juni 1964 mit den Kommissionsvorschlägen befassen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


’j nach einer Vereinbarung im Ältestenrat vom 12. Februar 1963 
nicht als Bundestagsdrucksache gedruckt 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die Regelung 

für Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnisse 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 über die 
schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Getreide, insbesondere auf Arti- 
kel 14 Absatz 3, Artikel 19 Absatz 2 Buchstabe d, 
Artikel 20 Absatz 2 Satz 2, Artikel 23 Absatz 4 und 
Artikel 24, i) 

gestützt auf die Verordnung Nr. 16/64/EWG vom 
5. Februar 1964 über idie schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Reis, ins- 
besondere auf Artikel 2 Absätze 5 und 6, Artikel 14 
und Artikel 15 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung Nr. 19 
und Artikel 2 Absatz 5 Unterabsatz 2 der Verord- 
nung Nr. 16/64/EWG erläßt der Rat die erforder- 
lichen Bestimmungen für die Anwendung der Ab- 
schöpfungsregelung auf die verarbeiteten Erzeug- 
nisse im Sinne von Artikel 1 Buchstabe d der erst- 
genannten Verordnung bzw. von Artikel 1 Absatz 1 
Buchstabe c der zweitgenannten Verordnung. 

Die Festsetzung der Abschöpfung obliegt den Mit- 
gliedstaaten. Für die Festsetzung der Abschöpfung 
ist es jedoch erforderlich, die Berechnungsweise für 
den beweglichen Teilbetrag festzulegen sowie die 
Höhe des festen Teilbetrags zu bestimmen. 

Der bewegliche Teilbetrag muß der Auswirkung 
der für die Grunderzeugnisse festgelegten Abschöp- 
fungen auf die Gestehungspreise der verarbeiteten 
Erzeugnisse entsprechen. Diese Auswirkung kann 
unter Zugrundelegung der während einer repräsen- 
tativen Zeitspanne anwendbaren mittleren Ab- 
schöpfung und der Menge des Grunderzeugnisses 
berechnet werden, die für die Herstellung einer Ein- 
heit des verarbeiteten Erzeugnisses nötig ist. Um 
Verkehrsverlagerungen zu verhindern, die sich aus 
der unterschiedlichen Höhe der Abschöpfungen zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und dritten Ländern er- 
geben könnten, wird der Pauschbetrag nicht berück- 
sichtigt. 

Dieses System der Pauschbeträge könnte im Falle 
eines starken Preisrückgangs den erforderlichen 

') Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 

vom 30. April 1962, Seite 933/62 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 

vom 27. Februar 1964, Seite 574 '64 


j Schutz der Verarbeitungsindustrie der Gemeinschaft 
gefährden. Um diese Möglichkeit auszuschalten, 
muß eine Erhöhung der mittleren Abschöpfung vor- 
gesehen werden. 

Der bewegliche Teilbetrag wird bei verarbeiteten 
Erzeugnissen, in denen keines der in Artikel 1 Buch- 
stabe a der Verordnung Nr. 19 und in Artikel 1 
Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung Nr. 16/64/ 
EWG genannten Grunderzeugnisse enthalten ist, 
unter Berücksichtigung der Marktbedingungen der 
verarbeiteten Erzeugnisse festgesetzt, die ihnen 
am ähnlichsten sind und mit denen sie in Wettbe- 
werb stehen. 

Der feste Teilbetrag der Abschöpfung ist so fest- 
zusetzen, daß dem Schutzbedürfnis der Verarbei- 
tungsindustrie Rechnung getragen wird. Es ist 
zweckmäßig, diesen Teilbetrag in absolutem Wert 
unter Zugrundelegung der repräsentativsten Preise 
feslzusetzen. Der feste Teilbetrag für die einzelnen 
Erzeugnisse muß für alle Mitgliedstaaten einheitlich 
sein. 

Um jedoch bestimmten Verarbeitungsindustrien 
die Möglichkeit einer schrittweisen Anpassung zu 
geben, muß dafür Sorge getragen werden, daß der 
feste Teilbetrag bei bestimmten Erzeugnissen mit 
Beginn der Anwendung dieser Verordnung in einer 
Höhe festgesetzt wird, die in Beziehung zu den der- 
zeitigen Schutzmaßnahmen steht, und daß dieser 
Teilbetrag schließlich schrittweise bis zu einem End- 
betrag verringert wird. 

Bei bestimmten verarbeiteten Erzeugnissen ist der 
Schutz der Industrie bereits dadurch gegeben, daß 
das Hauptverarbeitungserzeugnis geschützt ist. In 
diesem Fall kann der feste Teilbetrag gleich Null 
sein. 

In Artikel 19 Absatz 2 und Artikel 20 Absatz 2 
der Verordnung Nr. 19 und in Artikel 15 Absatz 4 
der Verordnung Nr. 16/64/EWG ist für die Mitglied- 
staaten die Möglichkeit einer Erstattung bei der 
Ausfuhr von Erzeugnissen vorgesehen, die im An- 
hang zur Verordnung Nr. 19 bzw. in Artikel 1 Ab- 
satz 1 Buchstabe c der Verordnung Nr. 16/64/EWG 
genannt sind, und zwar sowohl bei der Ausfuhr 
nach einem Mitgliedstaat als auch nach dritten Län- 
dern. 

Im innergemeinschaftlichen Handel bezweckt die 
Erstattung, die Preise der Grunderzeugnisse in dem 
ausführenden Mitgliedstaat den Preisen der Grund- 
erzeugnisse in dem einführenden Mitgliedstaat an- 
zunähern, so daß die Verarbeitungsindustrien un- 
ter vergleichbaren Einkaufsbedingungen arbeiten. 
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Aus diesem Grunde empfiehlt es sich, eine Berech- 
nungsweise für die Erstattung vorzusehen, bei der 
den Preisunterschieden zwischen den Mitglied- 
staaten Rechnung getragen werden kann. Der Un- 
terschied zwischen den Schwellenpreisen kann als 
repräsentativ für diese Preisunterschiede angesehen 
werden. 

Bei Ausfuhren nach dritten Ländern wird mit der 
Erstattung das Ziel verfolgt, den Abstand zwischen 
den Preisen für die Grunderzeugnisse im ausfüh- 
renden Mitgliedstaat und den Weltmarktpreisen zu 
vermindern; folglich müssen die Kriterien festge- 
setzt werden, nach denen diese Erstattung gewährt 
werden kann. 

Die besondere Lage auf dem Stärkemarkt, insbe- 
sondere die für die Industrie bestehende Notwen- 
digkeit, die Preise so niedrig zu halten, daß sie ge- 
genüber den Preisen der Ersatzstoffe wettbewerbs- 
fähig bleiben, macht abweichend von Artikel 19 Ab- 
satz 1 der Verordnung Nr. 19 und in Anwendung 
von Artikel 14 der Verordnung Nr. 16/64/EWG eine 
Regelung erforderlich, wonach dieser Industrie die 
benötigten Grunderzeugnisse durch eine Erstattung 
bei der Erzeugung zu einem Preis zur Verfügung 
gestellt werden können, der unter dem Preis liegt, 
der sich bei der Anwendung der Abschöpfungsrege- 
lung ergeben würde; angesichts der derzeitigen un- 
terschiedlichen Preispolitik der Mitgliedstaaten ist 
durch eine Harmonisierung der Erstattungen bei der 
Erzeugung eine fortschreitende Annäherung der 
Preise für diese Erzeugnisse zu fördern. 

Die komplexe Zusammensetzung der für Füt- 
terungszwecke bestimmten Erzeugnisse der Tarif- 
nummer 23.07 des Gemeinsamen Zolltarifs wirft be- 
sondere Probleme auf; es empfiehlt sich daher, für 
diese Erzeugnisse eine eigene Verordnung zu er- 
lassen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Abschöpfungs- und Erstattungsbeträge für die 
im folgenden „verarbeitete Erzeugnisse" genann- 
ten — Erzeugnisse oder Erzeugnisgruppen im Sinne 

a) des Anhangs zur Verordnung Nr. 19 mit Aus- 
nahme der Erzeugnisse der Tarifnummer 23.07 
des Gemeinsamen Zolltarifs und 

b) des Artikels 1 Absatz 1 Buchstabe c der Verord- 
nung Nr. 16/64/EW^G werden von den Mitglied- 
staaten auf Grund der nachstehenden Bestim- 
mungen festgesetzt. 

ABSCHNITT I 

Abschöpfungen 

Artikel 2 

1 . Der bewegliche Teilbetrag der Abschöpfung wird 
für 100 kg eines verarbeiteten Erzeugnisses festge- 
setzt, das aus den in Artikel 1 Buchstabe a der Ver- 


ordnung Nr. 19 aufgeführten Getreidearten oder aus 
Bruchreis — im folgenden „Grunderzeugnisse" ge- 
nannt — hergestellt wird. 

Dieser Teilbetrag wird für Einfuhren im Laufe 
eines gegebenen Monats auf der Grundlage der 
mittleren Abschöpfung berechnet, die auf eine nach- 
folgend bestimmte Menge eines Grunderzeugnisses 
anwendbar ist, das aus dritten Ländern bzw. aus dem 
das verarbeitete Erzeugnis ausführenden Mitglied- 
staat stammt. 

2. Die Menge des Grunderzeugnisses im Sinne des 
vorstehenden Absatzes wird unter Zugrundelegung 
der Menge dieser Erzeugnisse berechnet, die zur 
Herstellung von 100 kg des verarbeiteten Erzeug- 
nisses erforderlich ist. 

3. Zur Berechnung der mittleren Abschöpfung wird 
der Unterschied zwischen dem im Monat der Einfuhr 
geltenden Schwellenpreis des einführenden Mit- 
gliedstaats und 

a) bei Einfuhren aus dritten Ländern dem Durch- 
schnitt der nach Artikel 10 der Verordnung Nr. 19 
bzw. nach Artikel 4 der Verordnung Nr. 16/64/ 
EWG ermittelten cif-Preise für die ersten 25 Tage 
des Vormonats der Einfuhr, 

b) im innergemeinschaftlichen Handel dem Durch- 
schnitt der nach Artikel 3 der Verordnung Nr. 19 
bzw. nach Artikel 5 der Verordnung Nr. 16/64/ 
EWG ermittelten Frei-Grenze-Preise für die 
ersten 25 Tage des Vormonats der Einfuhr zu- 
grunde gelegt. Dieser Durchschnitt wird nach 
Maßgabe des Unterschieds zwischen dem Schwel- 
lenpreis im Monat der Einfuhr und dem Schwel- 
lenpreis im Vormonat der Einfuhr im ausfüh- 
renden Mitgliedstaat erhöht oder vermindert. 

4. überschreitet der Unterschied zwischen dem 
Schwellenpreis des einführenden Mitgliedstaats und 
dem cif-Preis bzw. dem Frei-Grenze-Preis im Monat 
der Einfuhr für 100 kg eines Grunderzeugnisses den 
nach Maßgabe des vorstehenden Absatzes errech- 
neten Betrag 

— um mehr als 0,50 RE, höchstens jedoch um 1 RE, 
so wird der bewegliche Teilbetrag um 0,50 RE je 
100 kg des bei der Berechnung des beweglichen 
Teilbetrags zugrunde gelegten Grunderzeugnis- 
ses erhöht; 

— um mehr als 1 RE oder ein anderes Vielfaches 
von 0,50 RE, so wird der bewegliche Teilbetrag 
um 1 RE oder um das entsprechende Vielfache 
von 0,50 RE je 100 kg des bei der Berechnung 
des beweglichen Teilbetrags zugrunde gelegten 
Grunderzeugnisses erhöht. 

Diese Erhöhungen werden selbst dann angewen- 
det, wenn die Berechnungsfaktoren für den Betrag 
im Sinne von Absatz 3 die Festsetzung eines beweg- 
lichen Teilbetrags nicht zulassen; in diesem Fall wird 
die mittlere Abschöpfung gleich Null gesetzt. 

Diese Erhöhung wird von dem Tag an, der auf 
den Tag folgt, an dem eine Überschreitung der vor- 
genannten Grenzen festgestellt worden ist, so lange 
angewendet, wie diese Überschreitung während des 
Monats anhält. 
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Die Kommission ermiUelt den Durchschnitt der 
cif-Preise und stellt fest, daß die vorgenannten Gren- 
zen überschritten worden sind oder nicht mehr übc'r- 
schritten werden. 

5. Wendet ein Mitgliedstaat Artikel 23 Absatz 4 
der Verordnung Nr. 19 für ein Grunderzeugnis an, ^ 
so 

— wird der bewegliche Teilbetrag, der in diesem ■ 

Mitgliedstaat für 100 kg des verarbeiteten Er- ^ 
Zeugnisses anv^^endbar ist, um einen Betrag ver- ' 
ringert, der der Auswirkung der Subvention auf ' 
den Preis der in Absatz 2 genannten Menge des ; 
Grunderzeugnisses entspricht; i 

— trifft dieser Mitgliedstaat alle erforderlichen Maß- 

nahmen, damit der Nutzen aus dieser Ermäßi- 
gung des beweglichen Teilbetrags auf den In- 
landsverbrauch begrenzt wird. i 

i 

6. Der bewegliche Teilbetrag, der auf 100 kg des 1 
verarbeiteten Erzeugnisses anzuwenden ist, das aus ! 
anderen Rohstoffen als Grunderzeugnissen herge- j 
stellt wird, entspricht dem beweglichen Teilbetrag, 
der zum Zeitpunkt der Einfuhr des verarbeiteten Er- 
zeugnisses auf die gleiche Menge dos aus Grunder- 
zeugnissen hergestellten verarbeiteten Erzeugnisses, 
das ihm am ähnlichsten ist, anzuwenden ist. 

Die Abschöpfung, die auf ein verarbeitetes Er- 
zeugnis anzuwenden ist, das aus Reis außer den in 
Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung 
Nr. 16/64/EWG genannten Erzeugnissen hergestellt 
wird, entspricht der Abschöpfung, die auf das ent- 
sprechende aus Mais hergestellte Erzeugnis anwend- 
bar ist. 

Der bewegliche Teilbetrag, der auf ein aus Hart- 
weizen hergestelltes verarbeitetes Erzeugnis anzu- 
wenden ist, entspricht dem beweglichen Teilbetrag, 
der auf das entsprechende aus Weichweizen herge- 
stellte Erzeugnis anwendbar ist. 

Artikel 3 

1. Der feste Teilbetrag der Abschöpfung ist für 
alle Mitgliedstaaten einheitlich. Er wird für 100 kg 
der einzelnen Erzeugnisse bzw. Gruppen von Er- 
zeugnissen in den Artikeln 4 bis 12 festgesetzt. 

2. fm innergemeinschaftlichen Handel entspricht 
der am 1. Juli 1964 anwendbare feste Teilbetrag 
Vi.'> des auf diese Weise festgesetzten Wertes; er 
wird jährlich nach Maßgabe von Artikel 14 Absatz 
1 B der Verordnung Nr. 19 bzw. Artikel 2 Absatz 6 
der Verordnung Nr. 16 64 EWG und v i.-> dieses Werts 
verringert. 

Artikel 4 

1. Bei bestimmten Erzeugnissen der Tarifnummer 
ex 11.01 des Gemeinsamen Zolltarifs, nämlich 

Mehl von Getreide 
ex C: von Gerste oder Hafer 
D: von Reis 

E: von anderem Getreide, 


entspricht der bewegliche Teilbetrag der mittleren 
Abschöpfung, die auf die folgenden Mengen des 
Grunderzeugnisscs anzuvvmnden ist, das bei der Her- 
stellung des verarbeiteten Erzeugnisses verwendet 
wird: 

a) 17.) Kilogramm bei Gersten- und Hafermehl, das 
einem Ausmahlungsprozeß unterworfen worden 
ist und dessen Aschegehalt im Verhältnis zur 
Trockensubstanz unter 2 v. H. liegt; 

b) 175 Kilogramm bei Maismehl, dessen Gehalt an 
Fettstoffen weniger als 1,5 v. H. beträgt; 

c) 1 14 Kilogramm bei Maismehl, dessen Gehalt an 
Fettstoffen zwischen 1,5 und 4 v. H. liegt; 

d) 102 Kilogramm in allen übrigen Fällen. 

2. Der feste Teilbetrag beträgt 0,25 RE. 

Artikel 5 

1. Bei bestimmten Erzeugnissen der Tarifnummer 
ex 11.02 des Gemeinsamen Zolltarifs, nämlich Grob- 
grieß und Feingrieß; Getreidekörner, geschält, ge- 
schliffen, perlförmig geschliffen, geschrotet oder ge- 
i ciuetschl (einschließlich Flocken), ausgenommen ent- 
; hülster, geschliffener oder glasierter Reis und Bruch- 
I reis; Getreidekeime, auch gemahlen: 

ex Grobgrieß und Feingrieß; Getreidekörner, ge- 
! schält, geschliffen, perlförmig geschliffen, ge- 

I schrotet oder gequetscht 

, ex I. von Weizen (ausgenommen Grobgrieß 

und Feingrieß) 

II. von Roggen 

III. von anderem Getreide 

a) Gerstenflocken und Haferflocken 

b) andere 

clor bewegliche Teilbetrag entspricht der mittleren 
I Abschöpfung, die auf die folgenden Mengen des 
I Grunderzeugnisses anzuwenden ist, das bei der Her- 
stellung der verarbeiteten Erzeugnisse verwendet 
wird: 

A. bei Grobgrieß und Feingrieß: 

a) von Hafer oder Roggen: 

— ■ 182 Kilogramm, wenn der Aschegehalt im 
Verhältnis zur Trockensubstanz höchstens 
2 V. H. beträgt; 

— 102 Kilogramm in den übrigen Fällen; 

b) von Gerste: 

— -175 Kilogramm, wenn der Aschegehalt im 
Verhältnis zur Trockensubstanz höchstens 
2 V. H. beträgt; 

j — 102 Kilogramm in den übrigen Fällen; 

I c) von Mais: 

— ■ 175 Kilogramm, wenn der Gehalt an Fett- 
stoffen höchstens 1,5 v. H. beträgt; 

— 114 Kilogramm, wenn der Gehalt an Fett- 
stoffen mehr als 1,5 v. H., höchstens je- 
doch 4 V. H. beträgt; 

— 102 Kilogramm in den übrigen Fällen; 
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d) von Reis: 112 Kilogramm; 

e) von anderen Getreidearten: 133 Kilogramm 

B. bei Flocken: 

a) von Gerste oder Hafer: 182 Kilogramm; 

b) von anderen Getreidearten: 175 Kilogramm; ! 

c) 130 Kilogramm, unabhängig von ihrer Zu- 
sammensetzung, wenn sie denaturiert wor- 
den sind; 

C. bei geschältem geschliffenem Getreide: 

a) bei Weichweizen oder Roggen: 133 Kilo- 

gramm; 

b) bei den übrigen Getreidearten: 160 Kilo- 

gramm; 

D. bei perlförmig geschliffenem Getreide, auch 
wenn es zugleich geschrotet oder gequetscht ist: 

a) bei Gerste: 200 kg; 

b) bei Weichweizen und Roggen: 150 Kilo- 

gramm; 

c) bei den übrigen Getreidearten: 160 Kilo- 

gramm; 

E. bei Getreide, das nur geschrotet oder gequetscht 
ist, und bei gestutztem Hafer; 102 kg; 

2. Der feste Teilbetrag beträgt 0,50 RE. 

Artikel 6 

1. Bei den Erzeugnissen der Tarifnummer 11.02 B 
dos Gemeinsamen Zolltarifs, nämlich 

Getreidekeime, auch gemahlen, 

entspricht der bewegliche Teilbetrag abweichend 
von Artikel 2 Absatz 2 der mittleren Abschöpfung, 
die auf 50 kg des Grunderzeugnisses anzuwenden 
ist, das bei der Herstellung des verarbeiteten Er- 
zeugnisses verwendet wird. 

2. Der feste Teilbetrag beträgt 1,00 RE. 

Artikel 7 

1. Bei den Erzeugnissen der Tarifnummer 11.06 
des Gemeinsamen Zolltarifs, nämlich: Mehl und 
Grieß von Sagomark, von Manihot, Maranta, Salep 
oder anderen Wurzeln oder Knollen der Tarifnum- 
mer 07.06: 

A: von Manihot 
B: andere 

entspricht der bewegliche Teilbetrag dem auf 100 kg 
Maisstärke anzuwendenden beweglichen Teilbetrag. 
Dieser bewegliche Teilbetrag kann zur Vermeidung 
etwaiger Störungen auf dem Markt der einheimi- 
schen Stärkeerzeugnisse nach den Bestimmungen 
des Artikels 26 der Verordnung Nr. 19 abgeändert 
werden. 

2. Abweichend von Artikel 2 Absatz 2 entspricht 
der bewegliche Teilbetrag der mittleren Abschöp- 
fung, die auf 15 kg Gerste anzuwenden ist, wenn 
das Erzeugnis denaturiert worden ist. 


I Zur Vermeidung etwaiger Störungen auf dem 
I Markt der Getreideerzeugnisse für Futterzwecke 
kann dieser bewegliche Teilbetrag nach den Be- 
stimmungen des Artikels 26 der Verordnung Nr. 19 
abgeändert werden. 

3. Der feste Teilbetrag beträgt 1,70 RE. Bei den 
verarbeiteten Erzeugnissen im Sinne von Absatz 2 
beträgt er jedoch 0,35 RE. 


Artikel 8 

1. Bei den Erzeugnissen der Tarifnummer 11.07 
des Gemeinsamen Zolltarifs nämlich 

Malz, auch geröstet, 

entspricht der bewegliche Teilbetrag der mittleren 
Abschöpfung, die auf die folgenden Mengen des 
Grunderzeugnisses anzuwenden ist, das bei der Her- 
stellung des verarbeitenden Erzeugnisses verwendet 
wird: 

a) 178 Kilogramm bei dem ungerösteten Erzeugnis 
in Form von Mehl; 

b) 133 Kilogramm bei dem ungerösteten Erzeugnis 
in anderer Form; 

c) 155 Kilogramm bei dem gerösteten Erzeugnis. 

2. Der feste Teilbetrag beträgt 0,90 RE. 

Artikel 9 

1. Bei den Erzeugnissen der Tarifnr. 11.08 A des 
Gemeinsamen Zolltarifs, nämlich 

Stärke: 

I. von Mais 

II. von Kartoffeln: 

a) zum Herstellen von Dextrinen, Klebstof- 
fen, Zurichfemitteln oder Appreturen 

b) andere 

III. von Reis 

IV. andere, 

entspricht der bewegliche Teilbetrag der mittleren 
Abschöpfung, die auf die folgenden Mengen des 
Grunderzeugnisses anzuwenden ist, das zur Her- 
stellung des verarbeiteten Erzeugnisses verwendet 
wird; 

a) 220 kg bei Weizenstärke 

b) 152 kg bei Reisstärke 

c) 161 kg bei Maisstärke 

d) abweichend von Artikel 2 Absatz 2 161 kg Mais 
bei den anderen aus Grunderzeugnissen herge- 
stellten Stärkearten. 

2. Bei Stärke, die aus anderen Rohstoffen als 
Grunderzeugnissen hergestellt ist, entspricht der be- 
wegliche Teilbetrag dem auf 100 kg Maisstärke an- 
zuwendenden beweglichen Teilbetrag. 

3. Bei Reisstärke beträgt der feste Teilbetrag 
2,55 RE. 
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4. Bei anderer Stärke entspricht der feste Teilbe- 
trag abweichend von Artikel 3 Absatz 1 einem Be- 
trag, der demjenigen entspricht, der sich aus der 
Anwendung des am 21. April 1962 in den einzel- 
nen Mitgliedstaaten für Einfuhren dieses Erzeug- 
nisses aus den Mitgliedstaaten bzw. aus dritten 
Ländern gültigen Zollsatzes auf einen Grundwert 
von 11,25 RE ergeben würde. 

Bei Einfuhren aus dritten Ländern wird der vor- 
genannte Betrag in der Weise herabgesetzt, daß er 
am Ende der Übergangszeit für alle Mitgliedstaaten 
einheitlich 1,70 RE beträgt. Zu diesem Zweck wird 
die Differenz zwischen dem Anfangsibetrag im Sinne 
des ersten Satzes von Absatz 4 und dem Endbetrag 
von 1,70 RE vom ersten Jahr der Anwendung der 
Abschöpfungsregelung an jährlich um Vis verrin- 
gert. 

Sollte jedoch der Betrag, der sich aus der An- 
wendung der Vorschriften des ersten Satzes von 
Absatz 4 ergeben würde, niedriger sein als 1,70 RE, 
so wird der feste Teilbetrag mit Beginn der Anwen- 
dung dieser Verordnung auf 1,70 RE festgesetzt, 

Artikel 10 

1. Für die Erzeugnisse der Tarifnr. 11.09 des Ge- 
meinsamen Zolltarifs, nämlich; 

Kleber und Klebermehl, auch geröstet, 

entspricht der bewegliche Teilbetrag in Abweichung 
von Artikel 2 Ziffer 2 dem durchschnittlichen Ab- 
schöpfungsbetrag, der 

a) für Kleber von Weichweizen auf 200 Kilogramm 
Weichweizen 

b) für Kleber aus anderen Grunderzeugnissen auf 
200 Kilogramm Mais erhoben wird. 

2. Der feste Teilbetrag ist gleich 15 RE. 

Artikel 11 

1. Bei den Erzeugnissen der Tarifnr. 17.02 B des 
Gemeinsamen Zolltarifs, nämlich 

Glukose und Glukosesirup, 

entspricht der bewegliche Teilbetrag der mittleren 
Abschöpfung, die auf die folgenden Mengen des 
Grunderzeugnisses anzuwenden ist, das zur Herstel- 
lung des verarbeiteten Erzeugnisses verwendet 
wird: 

a) bei Glukose (Dextrose), weiß, in Form von kri- 
stallinem Puder, auch agglomeriert; 210 kg; 

b) bei Glukose in anderer Form sowie bei Glukose- 
sirup: 161 kg. 

2. Bei Glukose und Glukosesirup, die aus anderen 
Rohstoffen als dem Grunderzeugnis hergestellt sind, 
entspricht der bewegliche Teilbetrag dem beweg- 
lichen Teilbetrag, der auf 100 kg Glukose und Glu- 
kosesirup aus Mais anzuwenden ist. 

3. Abweichend von Artikel 3 Absatz 1 entspricht 
der feste Teilbetrag dem Betrag, der sich aus der An- 


wendung des in den einzelnen Mitgliedstaaten am 
1. August 1962 für Einfuhren dieses Erzeugnisses 
aus den Mitgliedstaaten bzw. aus dritten Ländern 
geltenden Zollsatzes auf einen Grundwert von 

a) 18 RE bei Glukose (Dextrose), weiß, in Form von 
kristallinem Puder, auch agglomeriert, 

b) 12,50 RE bei Glukose in anderer Form sowie bei 
Glukosesirup ergeben würde. 

4. Bei Einfuhren aus dritten Ländern wird dieser 
Betrag in der Weise herabgesetzt, daß er am Ende 
der Übergangszeit für alle Mitgliedstaaten einheit- 
lich 8 RE bei Glukose (Dextrose), weiß, in Form von 
kristallinem Puder, auch agglomeriert, bzw. 5,50 RE 
bei Glukose in anderer Form sowie bei Glukosesirup 
beträgt. Zu diesem Zweck wird die Differenz zwi- 
schen den Anfangsbeträgen im Sinne von Absatz 3 
und den Endbeträgen von 8 bzw. 5,50 RE am 1. Juli 
1964 um ®/ 15 und in jedem darauffolgenden Jahr um 
Vi5 verringert. 

Sollte jedoch der Betrag, der sich aus der Anwen- 
dung der vorstehenden Vorschriften ergeben würde, 
niedriger sein als 8 bzw. 5,50 RE, so wird der feste 
Teilbetrag mit Beginn der Anwendung dieser Ver- 
ordnung auf 8 bzw. 5,50 RE festgesetzt. 


Artikel 12 

1. Bei den Erzeugnissen der Tarifnr. ex 23.02 des 

Gemeinsamen Zolltarifs, nämlich 

Kleie und andere Rückstände vom Sichten, Mah- 
len oder von anderen Bearbeitungen von Ge- 
treide, 

wird der bewegliche Teilbetrag abweichend von Ar- 
tikel 2 Absatz 2 wie folgt festgesetzt: 

a) Bei Erzeugnissen aus der Bearbeitung anderer 
Grunderzeugnisse als Mais und Reis mit einem 
Stärkegehalt von höchstens 28 v. H. entspricht 
der bewegliche Teilbetrag dem einfachen Mittel 
der mittleren Abschöpfungen für 25 kg Weich- 
weizen, Gerste und Mais. 

Wenn jedoch mehr als 10 v. H. eines der vorge- 
nannten Erzeugnisse durch ein Sieb mit einer 
Maschenweite von 0,2 mm hindurchgehen und 
wenn dabei der Aschegehalt dieses Siebdurch- 
falls im Verhältnis zur Trockensubstanz niedriger 
als 1,5 V. H. ist, so findet der bewegliche Teil- 
betrag nach Buchstabe d Anwendung. 

b) Bei Erzeugnissen aus der Bearbeitung von Mais 
oder Reis mit einem Stärkegehalt von höchstens 
35 V. H. beträgt der bewegliche Teilbetrag 
125 V. H. des sich bei Anwendung von Buch- 
stabe a ergebenden Betrags. 

c) Bei denaturierten Erzeugnissen aus der Bearbei- 
tung von Mais oder Reis mit einem Stärkegehalt 
von mehr als 35 v. H. und höchstens 50 v. H. 
beträgt der bewegliche Teilbetrag 200 v. H. des 
sich bei Anwendung von Buchstabe a ergebenden 
Betrags. 

d) Bei anderen als den unter Buchstaben a, b und c 
genannten Erzeugnissen entspricht der beweg- 
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liehe Teilbetrag abweichend von Artikel 2 Ab- 
satz 1 der mittleren Abschöpfung, die in den 
ersten 25 Tagen des Vormonats der Einfuhr auf 
100 kg Mehl des zur Herstellung des verarbeite- 
ten Erzeugnisses verwendeten Grunderzeugnis- 
ses anzuwenden ist. 

2. Treten auf dem Markt der in Absatz 1 Buch- 
staben a, b und c bezeichneten Erzeugnisse oder der 
mit ihnen in Wettbewerb stehenden Erzeugnisse 
Störungen auf, so können die im gleichen Absatz 1 
Buchstaben a, b und c vorgesehenen Sätze für den 
Stärkegehalt sowie der im gleichen Absatz 1 Buch- 
staben b und c vorgesehene Satz für den beweg- 
lichen Teilbetrag nach den Bestimmungen des Arti- 
kels 26 der Verordnung Nr. 19 geändert werden. 

3. Der feste Teilbetrag für die verarbeiteten Er- 
zeugnisse im Sinne dieses Artikels ist gleich Null. 

Artikel 13 

Wenden ein oder mehrere Mitgliedstaaten Arti- 
kel 17 dieser Verordnung oder Artikel 14 der Ver- 
ordnung Nr. 16/64/EWG an, so wird bei der Berech- 
nung des beweglichen Teilbetrags für die einzelnen 
Erzeugnisse im Sinne der Artikel 9, 10 und 11, die 
Erstattung bei der Erzeugung berücksichtigt, die für 
die Menge des Grunderzeugnisses gewährt wird, die 
bei der Berechnung dieses beweglichen Teilbetrags 
zugrunde gelegt wird. 

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 26 
der Verordnung Nr. 19 und des Artikels 23 der Ver- 
ordnung Nr. 16/64iEWG festgelegt. 


ABSCHNITT II 

Erstattungen 

Artikel 14 

Der Erstattungsbetrag entspricht dem am Tage der 
Ausfuhr geltenden Erstattungsbetrag. Auf Antrag 
wird der Erstattungsbetrag jedoch im voraus nach 
den Bestimmungen festgesetzt, die nach dem Ver- 
fahren des Artikels 26 der Verordnung Nr. 19 und 
des Artikels 23 der Verordnung Nr. 16/64/EWG fest- 
gelegt werden. 

Artikel 15 

1. Im innergemeinschaftlichen Handel kann bei der 
Ausfuhr eines verarbeiteten Erzeugnisses eine Er- 
stattung durch den ausführenden Mitgliedstaat ge- 
■währt werden, dessen Schwellenpreis für das Grund- 
erzeugnis, das bei der Berechnung des beweglichen 
Teilbetrags für dieses verarbeitete Erzeugnis zu- 
grunde gelegt worden ist, höher ist als der Schwel- 
lenpreis für dasselbe Grunderzeugnis im einführen- 
den Mitgliedstaat. 

Diese Erstattung darf für 100 kg eines ausgeführ- 
ten verarbeiteten Erzeugnisses einen Betrag in Höhe 
desjenigen Unterschieds zwischen dem Schwellen- 


I preis des ausführenden Mitgliedstaats und dem des 
j einführenden Mitgliedstaats nicht überschreiten, der 
' für die Menge des Grunderzeugnisses errechnet ist, 

: die bei der Berechnung des beweglichen Teilbetrags 
' zugrunde gelegt worden ist. 

2. Wendet ein Mitgliedstaat Artikel 23 Absatz 4 
i der Verordnung Nr. 19 für ein Grunderzeugnis an, 

I so können die übrigen Mitgliedstaaten bei der Aus- 
I fuhr von verarbeiteten Erzeugnissen nach diesem 

Mitgliedstaat eine Erstattung gewähren, wenn die 
für das Grunderzeugnis gewährte Subvention dazu 
führt, daß der Preis dieses Erzeugnisses unter den 
Preis des Erzeugnisses aus dem ausführenden Mit- 
gliedstaat bei Lieferung frei Grenze des einführen- 
den Mitgliedstaats fällt. 

Diese Erstattung errechnet sich auf der Grundlage 
der Menge der Grunderzeugnisse, die bei der Be- 
rechnung des beweglichen Teilbetrags zugrunde ge- 
legt wird, und des Unterschieds zwischen dem Mittel 
der Frei-Grenze-Preise des Grunderzeugnisses für 
die ersten 25 Tage des Vormonats der Einfuhr und 
dem Schwellenpreis des einführenden Mitgliedstaats, 
vermindert um die gewährte Subvention. 

3. Die Erstattungen können auf niedrigere Beträge 
als in Absatz 1 und 2 beschränkt werden, soweit dies 
zur Vermeidung von Preisverzerrungen im Handel 
zwischen den Mitgliedstaaten sowie auf dem Markt 
des einführenden Mitgliedstaats erforderlich ist. 

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ab- 
satz sind in Artikel 26 der Verordnung Nr. 19 und 
in Artikel 23 der Verordnung Nr. 16/64/EWG fest- 
gelegt. 

Artikel 16 

Bei den aus Getreidearten im Sinne von Artikel 1 
der Verordnung Nr. 19 hergestellten Erzeugnissen 
wird die von einem Mitgliedstaat gewährte Erstat- 
tung im Handel mit dritten Ländern unter Berück- 
sichtigung der Bedingungen des Weltmarktes und 
der Preise der Grunderzeugnisse festgelegt. 

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden von der Kommission nach dem Verfahren 
des Artikels 26 der Verordnung Nr. 19 festgelegt. 


I A r t i k e 1 17 

1. Für Mais und Weichweizen zur Stärkeherstel- 
lung und für Kartoffelstärke wird ein Erstattungs- 
system bei der Erzeugung eingeführt. 

2. Die Erstattung bei der Erzeugung, die von den 
Mitgliedstaaten in Anwendung des vorstehenden 
Absatzes und des Artikels 14 der Verordnung Nr. 
16/64/EWG bis zum 30. September 1964 gewährt 
werden kann, wird vom Rat einstimmig auf Vor- 
schlag der Kommission festgelegt. Die Durchfüh- 

^ rungsbestimmungen zu diesem Absatz werden von 
I der Kommission nach dem Verfahren des Artikels 26 
j der Verordnung Nr. 19 und des Artikels 23 der Ver- 
I Ordnung Nr. 16/64/EWG erlassen. 


8 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2561 


3. Für jeden weiteren Zeitabschnitt vom 1. Oktober 
bis zum 30. September des darauffolgenden Jahres 
setzt der Rat während der zweiten Stufe einstimmig 
und danach mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag 
der Kommission die obere und untere Grenze der 
von den Mitgliedstaaten zu gewährenden Erstattung 
bei der Erzeugung im Sinne von Absatz 1 dieses 
Artikels und von Artikel 14 der Verordnung Nr. 16/ 
64/EWG so fest, daß spätestens am Ende der Über- 
gangszeit in allen Mitgliedstaaten die Erstattung für 
die einzelnen Erzeugnisse jeweils gleich hoch ist. 

Bei diesen Beschlüssen läßt sich der Rat insbe- 
sondere von den gesamm,elten Erfahrungen und von 
bestimmten Kriterien leiten. 

Der Rat bestimmt während der zweiten Stufe ein- 
stimmig und danach mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission diese Kriterien unter Be- 
rücksichtigung der Notwendigkeit, ein ausgewoge- 
nes Verhältnis zwischen den einzelnen Stärkeprei- 
sen einerseits und zwischen den Preisen für Stärke 
und Ersatzstoffe andererseits aufrechtzuerhalten, so- 
wie unter Berücksichtigung der Belange der Ge- 
treideerzeuger der Gemeinschaft. 


Artikel 18 

Wenden ein oder mehrere Mitgliedstaaten Ar- 
tikel 17 an, so wird bei der Berechnung des Betrages 
der Erstattungen bei der Ausfuhr, die für die ein- 
zelnen Erzeugnisse im Sinne der Artikel 9, 10 und 11 
gewährt werden können, die Erstattung bei der 
Erzeugung berücksichtigt, die für die Menge des 
Grunderzeugnisses gewährt wird, die bei der Be- 
rechnung der Erstattung bei der Ausfuhr des ver- 
arbeiteten Erzeugnisses zugrunde gelegt wird. 

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem Verfahren des Artikels 26 


der Verordnung Nr. 19 und des Artikels 23 der Ver- 
ordnung Nr. 16/64/EWG erlassen. 


ABSCHNITT III 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 19 

Nach dem Verfahren des Artikels 26 der Verord- 
nung Nr. 19 und des Artikels 23 der Verordnung 
Nr. 16/64/EWG werden bestimmt: 

a) der Aschegehalt und der Gehalt an Fettstoffen im 
Sinne der Artikel 4 und 5; 

b) die Denaturierungsverfahren im Sinne der Ar- 
tikel 5, 7 und 12; 

c) der Stärkegehalt im Sinne des Artikels 12. 

Artikel 20 

Ändert sich die Währungsparität eines oder meh- 
rerer Mitgliedstaaten, so beschließt der Rat mit qua- 
lifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission 
über etwaige . Änderungen der festen Teilbeträge, 
soweit sie in dieser Verordnung in Rechnungsein- 
heiten ausgedrückt sind. 


Artikel 21 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrfer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. Sie gilt ab 1. Juli 1964. 

Die Verordnung Nr. 55 und die zu ihrer Änderung 
erlassenen Verordnungen werden zu diesem Zeit- 
punkt aufgehoben. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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